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Angelegenheiten der kommunalen Selbstverwaltung.
Verordnung zur Wohnraumversorgung der luftkriegs¬

betroffenen Bevölkerung.

RdErl. d. Mdl. v. 7. 8. 1943 Nr. 52 506.

Der Deutsche Gemeindetag — Landesdienststelle Ba¬

den — teilt mir folgendes mit:

„Wie ich verschiedentlich durch Rückfragen der Ge¬

meinden feststellte, werden die Bürgermeister nicht

immer rechtzeitig mit den in obiger Angelegenheit

ergangenen Anordnungen vertraut gemacht. Im In¬

teresse einer reibungslosen Durchführung der ange¬

ordneten Maßnahmen, vor allen Dingen in Zusammen¬

arbeit mit den übrigen Dienststellen, bitte ich dringend,

die Aufsichtsbehörden der kreisangehörigen Gemein¬

den darauf hinzuweisen, daß sie die Bürgermeister

raschestens von den ergangenen Anordnungen, sofern

sie nicht im BaVBl. veröffentlicht werden, unterrichten."

Ich erwarte, daß die unterstellten Gemeinden rasche¬

stens über alle neuen Anordnungen und Maßnahmen

verständigt werden.
An die Landräte.

— BaVBl. S. 625.

Polizeiverwaltung.
Aufgaben der Polizei.

Vorübergehende Schließung von Gaststätten.

RdErl. d. RWiM. v. 21. 7. 1943 — S 10 945/43.

Um die Erfüllung der durch die verschärfte Kriegs¬

lage angewachsenen Aufgaben des Gaststättengewer¬

bes zu sichern, ändere ich die mit meinem Runderlaß

vom 18. September 1941 (Min.-Blatt für Wirtschaft

vom 25. September 1941 Nr. 26 S. 306) 1) übersandten

Richtlinien dahin ab, daß an die Stelle der bisherigen

Ziffer III „Vorübergehende Schließung für längere

Zeit" folgender Wortlaut tritt:

„III. Vorübergehende Schließung

für längere Zeit.

Die vorübergehende Schließung von Betrieben des

Gaststätten- und Beherbergungsgewerbes ist nur in

Ausnahme- und Einzelfällen zulässig, wenn besondere

Gründe eine Fortführung unmöglich machen und keine

den besonderen Erfordernissen des Gaststättengewer¬

bes entsprechende Vertretung beschafft werden kann.

Die Dauer der Schließung darf 14 Tage in der Regel

nicht überschreiten. Bei der Genehmigung zur zeit¬

weiligen Schließung ist unter Berücksichtigung der

kriegswirtschaftlichen und gebietsmäßigen Verhältnisse

ein strenger Maßstab anzulegen.

Die zeitweilige Schließung kann insbesondere geneh¬
migt werden

1. bei Betriebsführern, die ohne Familienangehörige

allein oder mit einer geringen Zahl von Gefolg¬

schaftsmitgliedern (1 bis 4 Personen) tätig sind;

2. bei Frauen, die den Betrieb weiterführen an Stelle

des zum Wehrmachtdienst oder zu sonstigen
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kriegsbedingten Dienstleistungen einberufenen

Ehemannes;

3. bei Erkrankungen des Inhabers, die die weitere

Fortführung des Betriebes unmöglich machen,

zumal dann, wenn eine geeignete Vertretung nicht

beschafft werden kann. Den entsprechenden An¬

trägen ist ein ärztliches Zeugnis beizufügen; ge¬

gebenenfalls kann die Genehmigung zur Schlie¬

ßung von der Beibringung eines amtsärztlichen

oder vertrauensärztlichen Attestes abhängig ge¬

macht werden;

4. bei solchen Betrieben, bei denen die Weiterführung

infolge Beurlaubung der Schlüsselkräfte oder

wegen Erneuerungsarbeiten nicht möglich ist.

Beherbergungsbetriebe, bzw. der Teil des Betriebes,

der als Beherbergungsbetrieb geführt wird, sind von

der zeitweiligen Schließung auszunehmen. Desgleichen

ist eine Schließung nicht zulässig bei Großgaststätten

und Verpflegungslokalen mit mehr als 1000 im täg¬

lichen Durchschnitt verpflegten Personen.

Den Saisonbetrieben darf eine zeitweilige Schlie¬

ßung nur innerhalb der betriebsstillen Zeit genehmigt
werden.

Der Antrag auf Genehmigung ist unter Angabe der

Gründe und der beabsichtigten Schließungszeit recht¬

zeitig bei der Kreispolizeibehörde einzureichen. Diese

trifft die Entscheidung nach Anhörung der zuständigen

Bezirksgruppe Gaststättengewerbe der Reichsgruppe

Fremdenverkehr und der zuständigen Gauwaltung der
Deutschen Arbeitsfront.

Einer Anzeigepflicht nach § 4 Abs. 3 des Gaststätten¬

gesetzes bedarf es in solchem Falle nicht.
An einer außen sichtbaren Stelle des Betriebes ist

ein polizeilich abgestempelter Daueraushang mit dem

Hinweis auf die Schließung anzubringen"
— RdErl. d. MdL v. 10. 8. 1943 Nr. 55 293 Norm. VII.

Zusatz:

Die Vorschriften meines RdErl. vom 7. 7. 1943 (BaVBI.
S. 474), die mit den Bestimmungen des obenstehenden Fd-
Erl. d. RWiM. nicht im Widerspruch stehen, bleiben auch
weiterhin in Geltung.

An die Landräte, Polizeipräsidenten und Polizeidirek¬
toren.

Nachrichtlich durch Abdruck

a) dem Finanz- und WirtschaHsminister in Karlsruhe,
b) der Wirtschaftsgruppe Gaststätten und Beherbergungs¬

gewerbe in Karlsruhe, Karlstr. 6,

c) der Deutschen Arbeitsfront, Gauwaltung Baden, Ab¬
teilung Fremdenverkehr, in Straßburg, Lessing-
str. 27.

•) Vgl. BaVBI. 1941 S. 939.
— BaVBI. S. 625.

Einrichtung, Behörden, Beamte.

Feuer- und Feuerlöschpolizei. Luftschutz.

Luftschutz-Übungen.

Erl. d. LGK. VII v. 17.7. 1943

A z. 41 a 10/1 a op 3 (LS) — 2 — Nr. 15 192/43.

Die eingereichten Berichte über Durchführung von

Luftschutzübungen und Planbesprechungen haben ver¬

schiedentlich Mängel aufgedeckt. So wird immer wie¬

der über zu geringe Bereitstellung von Wasser und

Sand berichtet, teils ist die Ausstattung des Selbst¬

schutzes mit LS.-Handspritzen, LS.-Hausapotheken und

sonstigem LS.-Gerät nicht ausreichend. Den zur nach¬

barlichen Löschhilfe herangezogenen Feuerwehren und

den Fahrzeugen vonWerk-Luftschutzbetrieben mangelt

es zum Teil an Schlauchbrücken. An einigen Orten

haben sich auch Mängel in der Ausbildung des Selbst¬

schutzes. und des erweiterten Selbstschutzes gezeigt.

Künftig ist gleichzeitig mit der Vorlage von Erfah¬

rungsberichten über durchgeführte LS.-Übungen zu

berichten, welche Maßnahmen bzw. Anordnungen ge¬

troffen wurden, um bestehende Mängel zu beseitigen.

— RdErl. d. MdL v. 7.8. 1943 Nr. 53 373.

An alle Polizeibehörden (ausgenommen Stadt- und Land¬
kreis Mannheim).

- BaVBI. S. 628.

Mitnahme der Vm in die Schutzräume.

Erl. d. RLMuObdL. v. 13. 7. 1943

— Az. 41 d 18.12 Nr. 1496/43 (L. In. 13/2 I Ba).

Um den Verlust von Vm in den Wohnungen durch

Feindeinwirkung zu vermeiden, ist die Bevölkerung

in Hausunterweisungen und sonstigen Ausbildungs¬

veranstaltungen darauf hinzuweisen, daß die Vm bei

Fliegeralarm mit in die LS.-Räume zu nehmen ist.

- RdErl. d. MdL v. 7.8. 1943 Nr. 52 924.

An alle Polizeibehörden.

. — BaVBI. S. 628.

Bau-, Wohnungs- und Siedlungswesen.
Gemeinnützigkeit im Wohnungswesen: Errichtung von

Baracken durch gemeinnützige Wohnungsunternehmen.

RdErl. d. RWohnK. v. 28. 6. 1943 — III 8 Nr. 5302/280.

I. Aus durch den Krieg bedingten Gründen ergibt

sich für die gemeinnützigen Wohnungsunternehmen

die Notwendigkeit, in zunehmendem Maße an Stelle
von Massivbauten Baracken aller Art zu errichten.

Neben Wohnzwecken dienen solche Baracken in erster

Linie für die Unterbringung deutscher und ausländi¬

scher Arbeiter, für Bürozwecke und Werkstätten. Für

die gemeinnützigen Wohnungsunternehmen entsteht

die Frage, ob nach dem Wohnungsgemeinniitzigkeits-

recht die Errichtung derartiger Baracken zulässig ist.

Grundsätzlich bestehen gegen die Errichtung der¬

artiger Baracken durch gemeinnützige Wohnungs¬

unternehmen, soweit sie nicht unmittelbar der Durch¬

führung des Wohnungsbaues dienen, Bedenken, da der

Barackenbau mit den Grundsätzen der gemeinnützigen

Wohnungswirtschaft nicht vereinbar ist. Diese Be¬

denken müssen jedoch während des Krieges aus Grün¬

den der Arbeitseinsatz- und Baustofflage zurückgestellt

werden. Um Zweifel an der Zulässigkeit der Er¬

richtung von Baracken nach dem Wohnungsgemein-

niitzigkeitsrecht auszuschließen, bestimme ich gemäß

WGG. § 32 für die Dauer des Krieges im Einverneh-
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men mit dem Herrn Reichsminister der Finanzen fol¬

gendes:

1 . W o h n b a r a c k e n, d. h. Baracken, die ihrer Art

nach geeignet sind, einer deutschen Familie eine be¬

helfsmäßige Wohngelegenheit nicht nur vorübergehen¬

der Art zu bieten und deshalb während des Krieges an

die Stelle von Kleinwohnungen treten, können von ge¬

meinnützigen Wohnungsunternehmen errichtet und
bewirtschaftet werden.

2. Unterkunftsbaracken, d. h. Massen¬

unterkünfte, in denen vorwiegend deutsche und aus¬

ländische Arbeiter und Kriegsgefangene in der Nähe

ihrer Arbeitsstätten untergebracht werden einschl. der

dazugehörigen Verwaltungs-, Wirtschafts- und Maga¬

zinbaracken, können, soweit sie den Zwecken des ge¬

meinnützigen Wohnungsunternehmens dienen, nach

WGGDV. § 8 Buchst, a durch gemeinnützige Woh¬

nungsunternehmen errichtet und bewirtschaftet werden.

3. Gegen die Errichtung von Bürobaracken

durch gemeinnützige Wohnungsunternehmen bestehen

dann keine Bedenken, wenn die Baracken den Aufgaben

öffentlicher Verwaltungen, der NSDAP., ihrer Gliede¬

rungen und angeschlossenen Verbände dienen, soweit

diese Stellen in erster Linie den Mietern des gemein¬

nützigen Wohnungsunternehmens zugute kommen

(z. B. Baracken für ein Postamt, Polizeiwache, Wirt¬

schaftsamt usw.).

4. Werkstättenbaracken, d. h. Baracken,

die zur Befriedigung der wirtschaftlichen Bedürfnisse

der Mieter des gemeinnützigen Wohnungsunterneh-

mens erforderlich sind, z. B. Baracken für Bäckerei,

Schlächterei, Schuster, Schneider usw., sind nach

WGGDV. § 8 Buchst, g zur Errichtung durch gemein¬

nützige Wohnungsunternehmen zugelassen.

II. Darüber hinaus bewillige ich gemäß WGGDV.

§ 9 Abs. 2 folgende Ausnahmen:

Von gemeinnützigen Wohnungsunternehmen kön¬

nen zwecks restloser Ausnutzung ihres während des

Krieges auch noch bestehenden Apparates Unterkunfts¬

baracken und Bürobaracken errichtet werden, die Per¬

sonen oder Stellen zu dienen bestimmt sind, die nicht

unmittelbar dem Wohnungsuntemehmen bzw. dessen

Mietern zugute kommen. Desgleichen können gemein¬

nützige Wohnungsunternehmen Bürobaracken und
Werkstättenbaracken ohne Rücksicht auf den Kreis der

Personen, für den die Baracken bestimmt sind, errich¬

ten, insbesondere, um auf diese Weise Ersatzraum für

freigemachten, zweckentfremdeten Wohnraum zu schaf¬

fen. Ob und welche steuerlichen Auflagen für die unter

II genannten Geschäfte zu machen sind, wird im Sinne
des Erlasses vom 14. 11. 1940 — IV b 3 Nr. 5301/130/40

Ziff. III Buchst, d —') entschieden.

III. Bei sämtlichen unter I und II genannten Maßnah¬

men haben die gemeinnützigen Wohnungsunternehmen

sorgfältig darauf zu achten, daß ihre Wirtschaftlich¬
keit durch die Übernahme der Barackenbauten nicht

beeinträchtigt wird. Zu diesem Zwecke sollen die ge¬

meinnützigen Wohnungsunternehmen nach Möglich¬

keit nur betreuend tätig werden und die Trägerschaft

(als Eigentümer bzw. Bauherr) für die Durchführung

der Barackenbauten den Stellen überlassen, zu deren

Gunsten die Barackenbauten durchgeführt werden.

Soweit es sich um Maßnahmen der unter II genannten

Art handelt, ist zur Gewährleistung der Wirtschaft¬

lichkeit des Wohnungsunternehmens bei der zu über¬

nehmenden Errichtung von Baracken die Stellungnahme

des zuständigen Prüfungsverbandes einzuholen.

- RdErl. d. MdL v. 5. 8. 1943 Nr. 54 256.

Als Anerkennungsbehörde gebe ich hiervon zur Be¬

achtung und geeigneten Verständigung der gemeinnützigen
Wohnungsunternehmen Kenntnis.

An die Landräte und die Gemeinden.
— BaVBl. S. 627.

>) Vgl. BaVBl. 1941 S. 129.

Kriegswohnungsbau:

Finanzierung und Bauträgerschaft.

RdSchr. d. Bad. Landeskreditanstalt für Wohnungsbau

v. 5. 8. 1943 Nr. 170.

In einem grundsätzlichen Runderlaß vom 15. März

1943 — II Nr. 2S00/7/43 — über die Wohnraumversor-

gung der Bevölkerung nach dem Kriege hat der Reichs¬

wohnungskommissar die Gauleiter als Gauwohnungs¬

kommissare über die Lage der Wohnraumversorgung

und über seine wohnungspolitischen Absichten und

Ziele unterrichtet. Die Gewinnung von Wohnraum
durch bauliche Maßnahmen muß sich hiernach be¬

schränken auf die vordringliche Fertigstellung der be¬

reits im Bau befindlichen Wohnungen unter Finanzie¬

rung nach der sog. Übergangsregelung vom 4. April

1941 (BaVBl. 1941 S. 492), auf die besonders wertvolle

Schaffung von Wohnraum durch Um- und Ausbauten,

durch Teilung von großen Wohnungen und den Um¬

bau gewerblicher Räume zu Wohnungen im Sinne der

Verordnung vom 27. Februar 1943 zur Wohnraum¬

lenkung (RGBl. 1943 S. 127) unter weitgehender Finan¬

zierung durch Reichszuschüsse nach dem Reichsbei¬

hilfeerlaß vom 8. März 1943 (BaVBl. 1943 S. 551), auf

die Wiederingangsetzung stillgelegter, vor allem roh¬

baufertiger Wohnungsbauten, wobei die Finanzierung

auf die Bestimmungen der Übergangsregelung vom

4. April 1941, soweit dies geboten ist, umgestellt wer¬

den kann, und auf die Errichtung von Kriegsbehelfs-

Unterkünften nach einem Kriegseinheitstyp in behelfs¬

mäßiger Bauweise. Von diesen vier Möglichkeiten,

Wohnraum durch bauliche Maßnahmen zu gewinnen,

sind diejenigen Maßnahmen zuerst in Angriff zu neh¬

men, die den schnellsten Erfolg beim geringsten Ver¬

brauch an Baustoffen versprechen. Der Runderlaß ist

in dem amtlichen Organ des Reichswohnungskommis¬

sars „Der Wohnungsbau in Deutschland" 1943 S. 174
veröffentlicht.

Der erwähnte Kriegseinheitstyp ist nunmehr fertig¬

gestellt, mit den Plänen nebst den dazugehörigen

„technischen Erläuterungen" durch Runderlaß des

Reiehswchnungskommissars vom 5. Juni 1943 II 1

Nr. 2800/29/43 bekanntgegeben und in dem amtlichen

Organ „Der Wohnungsbau in Deutschland" 1943 S. 243
ebenfalls veröffentlicht worden. Wir machen auf beide

Runderlasse und Veröffentlichungen aufmerksam.

Im Nachgang zu diesen beiden Runderlassen regelt

ein Runderlaß des Reichswohnungskommissars vom

24. Juni 1943 - II 1 Nr. 2800/39^43 - die Fragen der
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Finanzierung und der Bauträgerschaft dieses Kriegs¬

wohnungsbaues. Im Einvernehmen mit dem Gauwoh¬

nungskommissar — Wchnungs- und Siedlungsamt —

veröffentlichen wir als Bewilligungsbehörde nach¬

stehend den Erlaß zur Kenntnis und Beachtung:

„(Im Nachgang zu meinen Runderlassen vom 15.3.1943
— II Nr. 2800/7/43 — uncl vom 5.6. 1943 — II 1

Nr. 2800/29/43.)

Bei den Kriegswohnungen nach dem von mir be¬

kanntgegebenen Kriegseinheitstyp sind die normalen

Maßstäbe und Regelungen des Wohnungsbaues und

der Wohnungswirtschaft nicht ohne weiteres anwend¬

bar. Weder die Lebensdauer der Kriegswohnungen

noch die Kosten ihrer Herstellung sind von vornherein

bei Baubeginn übersehbar. Es mußte daher von dem

üblichen Verfahren der Finanzierung des Wohnungs¬

baues abgesehen werden und an seine Stelle ein vor¬

läufiges Vorlageverfahren treten. Dies gilt jedoch nur,

wenn die Finanzierung nicht von den Stellen übernom¬

men wird, auf deren Veranlassung und für deren Be¬

dürfnisse die Kriegswohnungen errichtet werden. Das

neue Verfahren soll lediglich eine vorübergehende Gül¬

tigkeit haben und sobald wie möglich durch eine end¬

gültige Finanzierungsmethode ersetzt werden. Dies

vorausgeschickt, bestimme ich für diejenigen Fälle, in

denen eine Finanzierung von Kriegswol nungen aus

meinen Mitteln sichergestellt werden soll, 'iis auf wei¬

teres folgendes:

I. Trägerschaft:

Träger der Maßnahme sind die Gern« in den (Ge¬

meindeverbände).

Die Gemeinden (hier und im folgenden auch Ge-

meindeverbände) werden sich zweckmäßigem weise bei

der technischen Durchführung der Bauvorhab "n sowie

bei der Verwaltung der Kriegswohnungen d r Hilfe

gemeinnütziger Wohnungsunternehmen bedien», ti. Sie

können auch die gesamte Betreuung der Maßn ihme

einem gemeinnützigen Wohnungsunternehmen über¬

tragen.

Die Gemeinden sind in jedem Falle dem Reich gegen¬

über für die ordnungsmäßige Durchführung der Maß¬

nahme einschl. der späteren Verwaltung der Kriegs
Wohnungen verantwortlich.

II. Gelände besch aM ung :

Das Baugelände ist von den Gemeinden bereitzu¬

stellen. Soweit den Gemeinden geeignetes Gelände

nicht zur Verfügung steht, kann es notfalls auf Grund

der Verordnung zur Behebung der dringendsten Woh¬

nungsnot vom 9. Dezember 1919 (RGBl. I S. 1968) (in

den eingegliederten Gebieten: auf Grund der entspre¬

chenden Vorschriften) im Enteignungswege bereit¬

gestellt werden.

Grundsätzlich soll auf aufgeschlossenes Gelände zu¬

rückgegriffen werden. Ist das nicht möglich, so ist die

Aufschließung entsprechend dem kriegsmäßigen Cha¬

rakter der Maßnahme in einfachster und sparsamster
Weise auszuführen.

III. Finanzierung:

1. Die Kosten fürdasGeländeunddieAuf-

Schließung hat die Gemeinde aufzubringen. So¬

weit bei geschlossenen Siedlungen Aufschließungs¬

kosten in einer Höhe entstehen, die die Leistungsfähig¬

keit der Gemeinde übersteigen, kann eine Reichshilfe
nach Nr. I 2 des Runderlasses des Herrn Reichsarbeits¬

ministers betr. Finanzierungshilfe des Reiches zu den

Aufschließungsarbeiten und Gemeinschaftseinrichtun¬

gen in Gemeinschaftssiedlungen vom 17 Dezember

1938 IV c 5 Nr. 8101/248 (Reichsarbeitsbl. S. I 40) 1) bei

den Bewilligungsbehörden (V Nr. 1) beantragt werden.

j 2. Für die Kosten der Erstellung der Gebäude stellt

das Reich den Gemeinden zunächst zins- und tilgungs¬

freie Vorlagemittel in voller Höhe der Flerstellungs-

kosten (Baukosten einschl. Außenanlagen und Neben¬

kosten) zur Verfügung. Eine dingliche Sicherung der

Vorlagemittel ist nicht erforderlich

Soweit sich die Gemeinden zur Durchführung des

Bauvorhabens der Hilfe eines gemeinnützigen Woh¬

nungsunternehmens bedienen, dürfen in den Neben¬

kosten Regiekosten berechnet werden. Da die Tätigkeit

des gemeinnützigen Wohnungsunternehmens be¬
schränkt ist und es sich um einen einheitlichen

Wohnungstyp handelt, müssen die Regiekosten unter

den in der „Wirtschaftsberechnung für die gemein¬

nützigen Wohnungsunternehmen" zahlenmäßig ge¬
nannten Höchstsätzen bleiben.

Sind die Wohnungen für Angehörige eines bestimm¬

ten wirtschaftlichen Unternehmens vorgesehen, haben

die Gemeinden eine Beteiligung des Unternehmens an

der Finanzierung in Form eines verlorenen Zuschusses

zu verlangen. Die Höhe der Beteiligung richtet sich

sinngemäß nach I 4 a meines Runderlasses vom 4. April

1941 — IV 1 Nr. 4000/94/41 — 2) betr. Übergangs¬

regelung für die Förderung des sozialen Wohnungs¬
baues.

3. Die Abwicklung der den Gemeinden gewährten

Vorlagemittel bleibt einer späteren Regelung vorbehal¬

ten. Eine Rückzahlung der Vorlagemittel durch Um¬

wandlung in ein Tilgungsdarlehen oder durch Ab¬

lösung wird von den Gemeinden nur in der Höhe ver¬

langt werden, als es die endgültige und auf die Dauer

festgestellte Wirtschaftlichkeit der Wohnungen ge¬
stattet. Soweit dies nicht der Fall ist, werden die Vor¬

lagemittel in verlorene Zuschüsse umgewandelt wer¬

den. Eine Übereignung der Grundstücke an gemein¬

nützige Wohnungsunternehmen ist nach diesem Zeit¬

punkt zulässig.

IV. Mietbildung:

1. Für die Kriegswohnungen ist eine angemessene
Miete zu erheben. Die Höhe der Miete ist von der unteren

Verwaltungsbehörde (Preisbehörde) in Anlehnung an

die örtliche Mietlage, wie sie für Wohnungen vergleich¬

barer Größe und Art besteht, festzusetzen. Laufende

Zuschüsse zu den Mieten können vom Reich nicht ge¬
währt werden.

2. Der Gemeinde verbleibt der Teil der Miete, der zur

Deckung der Bewirtschaftungskosten und der Ver¬

zinsung der Grundstückskosten erforderlich ist.

In Anlehnung an die „Wirtschaftsberechnung für

die gemeinnützigen Wohnungsunternehmen" werden

den Gemeinden für Bewirtschaftungskosten zugebilligt:
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für das Jahr Verwaltungskosten 31JI 25,—
Mietausfallrücklage 2 v.H. des
Mietesolls,
Betriebskosten in der jeweils
entstehenden Höhe,
Instandhaltungskosten . . . 31JI 1,15
je qm Wohnfläche (einschl. Schönheits¬
reparaturen).

Für die Verzinsung der Grundstückskosten können
bis zu 4 v. H., jedoch nicht mehr als 31 Jl 0,05 je qm
Wohnfläche und Monat berechnet werden.

3. Der verbleibende Rest der Sollmiete ist nach nähe¬
rer Weisung auf einem Treuhandkonto anzusammeln
und an die Deutsche Bau- und Bodenbank AG., Berlin,
abzuführen.

V. Verfahren:

1. Anträge auf Bewilligung von Vorlagemitteln des
Reiches sind bei den nach meinem Runderlaß vom
8. August 1941 — II b 1 Nr. 2200 3) — für die Bewil¬
ligung von Reichsdarlehen für Volkswohnungen zu¬
ständigen Bewilligungsbehörden zu stellen; sie haben
dabei namentlich die Angemessenheit der Herstellungs¬
kosten und der Grundstückskosten schärfstens nachzu¬
prüfen (vgl. meinen Runderlaß vom 8. April 1943 —
II 4 Nr. 2423/80/43—) 4). Sie erteilen dem Antragsteller
einen Bewilligungsbescheid und senden je eine Ab¬
schrift hiervon an den Gauwohnungskommissar —
Wohnungs- und Siedlungsamt — zur Kenntnis und an

die Deutsche Bau- und Bodenbank AG., Berlin, die ich
mit der Weiterleitung und Verwaltung der Mittel be¬
auftragt habe. Für den Antrag und den Bewilligungs¬
bescheid sind Muster zu verwenden, die den Bewilli¬
gungsbehörden noch zugehen werden.

2. Auf die bewilligten Vorlagemittel des Reiches
kann nach Baubeginn auf Antrag der Gemeinde an
diese durch die Bau- und Bodenbank AG., Berlin, eine
erste Rate in Höhe von 50 v. H. ausgezahlt werden.
Die restlichen Vorlagemittel werden auf Antrag der
Gemeinde durch die Bank ausgezahlt, wenn die Ge¬
meinde bescheinigt, daß die Gebäude bezugsfertig sind.

3. Spätestens bis zum Ablauf von 12 Monaten nach
der baupolizeilichen Gebrauchsabnahme (Bezugsfertig¬
keit) ist von der Gemeinde eine übersichtliche, ord¬
nungsgemäß mit Rechnungsbelegen versehene Schluß¬
abrechnung aufzustellen und zur Nachprüfung durch
die Bewilligungsbehörde bereitzuhalten.

Ich ersuche, die nachgeordneten Dienststellen Ihres
Gaues entsprechend zu verständigen.

Der Erlaß wird in meinem amtlichen Organ: „Der
Wohnungsbau in Deutschland" veröffentlicht."

An die Gemeinden.
BaVBl. S. 630.

-> Vgl. BaVBl. 1939 S. 156.
'-) Vgl. BaVBl. 1941 S. 494.
3 ) Vgl. BaVBl. 1941 S. 995.

4) Nicht veröffentlicht; siehe ..Der Wohnungsbau in
Deutschland" 1943, S. 201.

Veterinärangelegenheiten.
Entschädigung für Tierverluste,

hier Beitragserhebung.

RdErl. d. Mdl. v. 10.8. 1943 Nr. 55292.

Nach der im Staatsanzeiger veröffentlichten Bekannt¬
machung von heute sind für das Rechnungsjahr 1943
an Tierseuchenbeiträgen der Tierseuchenkasse Baden
zu erheben

für Einhufer (Pferde, Maultiere, Maul¬
esel, Esel) über ein Jahr je 5,— 31 Jl,

für Rinder über drei Monate je 1,— 31 Jl,
für Schweine über acht Wochen .... je 0,50 31 Jl,
für Bienenvölker je 0,20 31Jl.

Zur Durchführung der Verordnung über Entschädi¬
gung für Tierverluste vom 2. 12. 1942 (GVB1. S. 43)
wird folgendes bestimmt:

1. Die Beiträge sind zu erheben für die bei der amt¬
lichen Viehzählung vom 3. 12. 1942 vorhandenen,
über ein Jahr alten Einhufer, über drei Monate
alten Rinder und für die Bienenvölker, sowie für
die bei der Zwischenzählung der Schweine vom
3. 9. 1943 vorhandenen, über acht Wochen alten
Schweine.

In den Städten Freiburg, Karlsruhe und Mann¬
heim sind, da für sie die Zwigchenzählung vom
3. 9. 1943 entfällt, die Beiträge für die über acht
Wochen alten Schweine ebenfalls nach dem Er¬

gebnis der amtlichen Viehzählung vom 3. 12. 1942
zu erheben.

2. Die Zahl der beitragspflichtigen, über ein Jahr
alten Einhufer errechnet sich in der Weise,
daß von der Gesamtzahl der Pferde, Maultiere,
Maulesel und Esel in den Spalten 9 und 10 der
Ortsliste über die Viehzählung vom 3. 12. 1942 die
Zahl der in Spalte 1 der Ortsliste aufgeführten
Pferde unter einem Jahr abgezogen wird.

3. Die Zahl der beitragspflichtigen, über drei Mo¬
nate alten Rinder ergibt sich in der Weise, daß
von der Gesamtzahl der Rinder in Spalte 24 der
Ortsliste über die Viehzählung vom 3. 12. 1942 die
Zahl der in Spalte 11 aufgeführten Tiere unter drei
Monaten abgezogen wird.

4. Die Zahl der beitragspflichtigen, über acht Wochen
alten Schweine ist in der Weise zu ermitteln,
daß von der Gesamtzahl der Schweine in Spalte 11
der Ortsliste über die Zwischenzählung der
Schweine vom 3. 9. 1943 die Zahl der in Spalte 1
aufgeführten Schweine unter acht Wochen abge¬
zogen wird.

5. Beitragspflichtig sind auch Einhufer, Rinder und
Bienenvölker, die am 3. 12. 1942 vorhanden waren,
aber nach diesem Tage sich nicht mehr im Be¬
stände befunden haben, desgleichen Schweine, die
am 3. 9. 1943 — in Freiburg, Karlsruhe und Mann¬
heim am 3. 12. 1942 — vorhanden waren, aber
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nach diesem Tage dem Bestände nicht mehr an¬

gehört haben.

6. Unmittelbar nach Abschluß der Zwischenzählung

vom 3. 9. 1943 haben die Gemeinden sofort die

Beitragsliste nach § 4 Abs. 1 der Verordnung (An¬

lage 2) für die Einhufer, Rinder und Bienenvölker

nach der Ortsliste über die Viehzählung vom 3. 12.

1942, für die Schweine nach der Ortsliste über die

Zwischenzählung vom 3. 9 1943 zu fertigen, so¬

dann die Beitragsschuld der Tierbesitzer zu be¬

rechnen und in die Beitragsliste einzutragen. Diese

ist anschließend eine Woche lang öffentlich auf¬

zulegen. Die Auflegung ist ortsüblich bekannt zu

geben mit dem Hinweis, daß Einsprüche gegen die

Beiträge innerhalb der Auflegefrist bei der Ge¬

meinde vorzubringen sind. Ober die Einsprüche

entscheidet der Bürgermeister.

Die Städte Freiburg, Karlsruhe und Mannheim

haben, da sie die Zwischenzählung vom 3. 9. 1943

nicht berücksichtigen können, die Beitragsliste für

die Einhufer, Rinder, Schweine und Bienen nach

der Ortsliste über die Viehzählung vom 3. 12. 1942
alsbald aufzustellen.

Nachträgliche Änderungen der Einträge in den

Spalten 4 bis 14 der Beitragsliste dürfen nicht vor¬

genommen werden. Abgänge sind in den Spalten

21 und 22 einzutragen und durch kurz begründete

Abgangsermächtigungen zu belegen. Nachträge
sind unter dem Abschluß aufzunehmen.

Nach Ablauf der Auflegefrist ist die Beitrags¬
liste abzuschließen und auf der letzten Seite die

Richtigkeit und Vollständigkeit zu bescheinigen.

7. Die Aufstellung (Anlage 3) über die Abschluß¬

zahlen der Beitragsliste ist von den Stadtkreisen

dem Landeskommissär, von den übrigen Gemein¬

den dem Landrat bis spätestens 15. 10. 1943 vor¬

zulegen.

8. Für die Vorlage nach § 4 Abs. 4 der Verordnung

wird die Frist für den Landrat auf 10. II. 1943, für

den Landeskommissär auf 1.12. 1943 festgesetzt.

9. Die Gemeinden haben gemäß § 5 Abs. 1 der Ver¬

ordnung nach Ablauf der Auflegefrist den Bei¬

tragspflichtigen die Rechnung über ihre Beitrags¬

schuld (Anlage 5) alsbald zuzustellen. Eine Stun¬

dung der Tierseuchenbeiträge soll nur in wirklich

begründeten Fällen und nur kurzfristig erfolgen.

10. Die eingezogenen Beiträge haben die Gemeinden

nach Abzug der Hebgebühr und der unbeibring-

lichen Betreibungskosten unter der Bezeichnung

auf dem Postabschnitt „Tierseuchenbeiträge (Buch-

halterei III)" alsbald der Landeshauptkasse in

Karlsruhe (Postscheckkonto Karlsruhe 10) zu
überweisen.

Die abgeschlossene Beitragsliste ist dem Mini¬

ster des Innern (Tierseuchenkasse) unter Beifügung

der Abgangsermächtigungen einzusenden.

11. Spätestens am -31. 1. 1944 ist, auch wenn noch

Beitragsrückstände bestehen, die Beitragsliste ab¬

zuschließen und dem Minister des Innern (Tier¬

seuchenkasse) zuzuleiten. Die eingegangenen Be¬

träge sind, wie vorstehend unter Ziff. 10 angegeben,

an die Landeshauptkasse abzuführen.

Die Beitragsrückstände sind in ein Rückstands¬

verzeichnis, wozu ebenfalls der Vordruck der An¬

lage 2 zu verwenden ist, aufzunehmen und weiter
zu betreiben.

Das Rückstandsverzeichnis ist nach Vollzug,

spätestens aber bis 31.3. 1944, abzurechnen.

Stundungen rückständiger Beträge über den
31. 3. 1944 hinaus sind zu vermeiden.

Für Ausfälle durch unzulässige Verzögerung

des Beitragseinzugs müßten die Gemeinden haft¬

bar gemacht werden.

12. Die Vordrucke, und zwar

Anlage 2 — Liste über Tierseuchenbeiträge —,

Anlage 3 — Aufstellung der Gemeinden und

Stadtkreise —,

Anlage 4 — Übersicht über die Tierseuchenbei¬

träge —

werden auf Kosten der Tierseuchenkasse gestellt.

Die Landräte haben die Vordrucke der Anlagen
2 und 3 nach Erhalt alsbald in der erforder¬

lichen Anzahl an die Gemeinden abzugeben. Das

gleiche gilt für die Landeskommissäre wegen der

Stadtkreise. Die Ausgabe hat sich auf den tat¬
sächlichen Bedarf an Vordrucken zu beschränken.

Ein Vorrat für das nächste Geschäftsjahr ist nicht
zu bilden. Die Landräte und die Gemeinden haben

sich aus ihrem Vorrat auszuhelfen. Einen etwaigen
weiteren Bedarf haben die Landräte beim Minister

des Innern (Tierseuchenkasse) anzufordern.

Für Rückstandsverzeichnisse eignen sich auch

die letztjährigen Vordrucke der Anlage 2.

Überzählige Vordrucke können an den Minister
des Innern — Tierseuchenkasse — k. Hd. zurück¬

gegeben werden.

13. Die Vordrucke der Anlage 5 — Rechnung für die

Beitragspflichtigen — haben die Gemeinden zu

beschaffen. Für das Rechnungsjahr 1943 werden

jedoch diese Vordrucke wegen der derzeitigen

Lieferschwierigkeiten ebenfalls auf Kosten der Tier¬

seuchenkasse gestellt. Den Landräten gehen die

Vordrucke zur Abgabe an die Gemeinden, den

Landeskommissären zur Abgabe an die Stadtkreise

zu. Die Ausgabe hat sich aus Gründen der Papier¬

ersparnis ebenfalls auf den wirklichen Bedarf für
1943 zu beschränken. Zu diesem Zweck ist als¬

bald nach Aufstellung der Beitragsliste von den
Gemeinden der Bedarf beim Landrat und von den

Stadtkreisen beim Landeskommissär mündlich oder

schriftlich anzufordern. Der restliche Bedarf wird

sodann den Landräten und Landeskommissären

von hier aus zur weiteren Abgabe nachgeliefert.

An die Landeskommissäre, Landräte, Polizeipräsidenten,
Polizeidirektoren, die Landeshauptkasse und die Gemein¬
den. — Nachrichtlich an die Regierun^veterinär-
räte und das Tierhygienische Institut.
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